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Arbeitsrecht
§§ 84, 116 GBA; § 21 VO über Arbeitszeit und Er­
holungsurlaub vom 29. Juni 1961 (GBl. II S.263).
1. Ein Betrieb, der unter Verletzung seiner gesetzlichen 
Verpflichtung zur Urlaubsgewährung einem Werktäti­
gen den ihm zustehenden Erholungsurlaub bis zum Ab­
lauf des verlängerten Urlaubsjahres vorenthält, ist ver­
pflichtet, dem Werktätigen den Urlaub nachträglich als 
Schadenersatz in vergüteter Freistellung von der Arbeit 
unter Anwendung der Bestimmungen des Urlaubsrechts 
zu gewähren.
Die Verwirklichung des Urlaubs als Schadenersatz setzt 
voraus, daß zu dieser Zeit das Arbeitsrechtsverhältnis 
zwischen dem Werktätigen und dem Betrieb, gegen den 
sich der Schadenersatzanspruch richtet, noch besteht. Die 
Verpflichtung zur Gewährung von Urlaub als Schaden­
ersatz geht nicht auf einen anderen Betrieb über, in 
dem der Werktätige später eine Arbeit aufnimmt.
2. Ist die Gewährung von Urlaub als Schadenersatz in 
vergüteter Freistellung von der Arbeit nach den Be­
stimmungen des Urlaubsrechts unmöglich, weil der 
Werktätige inzwischen aus dem Betrieb ausgeschieden 
ist, so hat dieser als Ausgleich den Urlaub in Geld 
abzugelten.
OG, Urt. vom 14. Mai 1965 - Za 2/65.
Der Verklagte war Leiter einer Gemüseverkaufsstelle 
des Klägers. Er ist am 31. Dezember 1964 aus dem Be­
trieb ausgeschieden. Obwohl er sich wiederholt recht­
zeitig darum bemüht hatte, konnte er im Urlaubsjahr
1962 einschließlich der Verlängerung bis zum 31. März
1963 seinen Urlaubsanspruch nicht verwirklichen, weil 

■keine Urlaubsvertretung für ihn gestellt wurde. Ein 
Urlaubsplan für das Jahr 1962 hat nicht bestanden. 
Der Verklagte rief deshalb die Konfliktkommission an 
und beantragte unter Bezugnahme auf § 116 GBA, den 
Kläger zu verpflichten, ihm den Erholungsurlaub für 
das Jahr 1962 nachträglich zu gewähren. Mit ihrem Be­
schluß vom 9. Juli 1963 gab die Konfliktkommission 
dem Antrag statt.
Hiergegen hat der Kläger fristgemäß Klage (Einspruch) 
beim Kreisgericht, Kammer für Arbeitsrechtssachen, er­
hoben und beantragt, unter Aufhebung des Konflikt­
kommissionsbeschlusses die Forderung des Verklagten 
auf nachträgliche Gewährung des Erholungsurlaubs für 
das Jahr 1962 abzuweisen. Zur Begründung führte er 
aus, der Urlaub müsse vom Werktätigen im jeweiligen 
Urlaubsjahr — ausnahmsweise bis zum 31. März des 
folgenden Jahres — in Anspruch genommen werden. Die 
Struktur der Verkaufsstelle des Verklagten bedinge, daß 
der Urlaub zur Zeit der Gemüseschwemme nicht ange­
treten werden könne. Der Kläger habe im Januar 1963 
alle Mitarbeiter ausdrücklich darauf hingewiesen, ihren 
fälligen Urlaub noch bis zum 31. März 1963 zu nehmen, 
da der Urlaubsanspruch sonst erlösche. Dem Verklag­
ten werde nicht unterstellt, daß er sich Anfang des 
Jahres 1963 nicht um seinen Urlaub für das Jahr 1962 
bemüht habe. Der Kläger könne jedoch nachweisen, daß 
sich der Verklagte vom Februar 1963 an wegen seines 
Urlaubs für das Jahr 1962 nicht an den Handelsbereichs­
leiter gewandt habe. Der Direktor habe erst im Mai 1963 
von dem Antrag des Verklagten auf Gewährung des 
Urlaubs für das Jahr 1962 erfahren. Er habe dann, wenn 
auch mit gewissen Schwierigkeiten, die Vertretung ge­
regelt, so daß der Verklagte im Juni 1963 seinen Ur­
laub antreten konnte. Allerdings sei dieser Urlaub auf 
das Jahr 1963 angerechnet worden, da der Urlaubs­
anspruch für das Jahr 1962 erloschen war. Hätte sich 
der Verklagte rechtzeitig, gegebenenfalls noch im Fe­
bruar 1963, an den Direktor selbst gewandt, dann hätte 
die Möglichkeit bestanden, daß er seinen Urlaub bis 
zum 31. März 1963 antreten konnte.
Seinen Antrag auf Zurückweisung der Klage begrün­
dete der Verklagte damit, daß er sich mehrfach sowohl

bei zuständigen Referenten des Handelsbereichs als auch 
beim Handelsbereichsleiter um die Gewährung des Ur­
laubs für das Jahr 1962 bemüht habe. Das sei jedoch 
ohne Erfolg geblieben. Auf einer Verkaufsstellenleiter­
tagung im Januar 1963 sei vom Handelsbereichsleiter 
der Hinweis gegeben worden, daß er nur in Urlaub 
gehen könne, wenn er eine Vertretung habe. Es sei ihm 
jedoch nicht möglich gewesen, eine Urlaubsvertretung 
für sich zu beschaffen.
Mit seinem Urteil hat das Kreisgericht den Beschluß 
der Konfliktkommission aufgehoben und die Forderung 
des Verklagten auf nachträgliche Gewährung des Ur­
laubs für das Jahr 1962 abgewiesen. In den Entsehei- 
dungsgründen führte es aus, der Konfliktkommissions­
beschluß verletze § 84 GBA. Der Verklagte habe zwar 
gewisse Anstrengungen unternommen, sein Recht auf 
Urlaub zu verwirklichen, diese Bemühungen seien je­
doch nicht intensiv und energisch genug gewesen. Es 
gebe keine rechtliche Möglichkeit, nach dem 31. März 
1963 den Urlaubsanspruch für das Jahr 1962 noch durch­
zusetzen.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts.
Der Kassationsantrag hatte Erfolg. •
Aus den G r ü n d e n :
Der Verklagte hatte bereits vor der Konfliktkommis­
sion beantragt, über seine Forderung auf nachträgliche 
Gewährung des Erholungsurlaubs für das Jahr 1962 
unter Anwendung der Bestimmung des § 116 GBA zu 
entscheiden. Hierdurch hat er zu erkennen gegeben, 
daß er seine Forderung unter dem Gesichtspunkt des 
Schadenersatzes geltend machte, und sie durch die An­
gabe der sachlich in Betracht kommenden gesetzlichen 
Bestimmung rechtlich eindeutig charakterisiert. Diesen 
Hinweis hätte das Kreisgericht bei der Verhandlung 
und Entscheidung des Arbeitsstreitfalles beachten müs­
sen. Das hiermit aufgeworfene rechtliche Problem ist 
weder neu, noch war es von vornherein entgegen der 
Rechtsauffassung des Verklagten zu lösen. So hatte das 
Oberste Gericht schon in seinem Urteil vom 30. Oktober 
1954 - 2 Za 112/54 - (NJ 1955 S. 124; OG A Bd. 1 S. 104) 
den Grundsatz ausgesprochen, daß der Erholungsurlaub 
unter bestimmten Voraussetzungen als Schadenersatz zu 
gewähren ist. Dieser Grundsatz ist Bestandteil der Ar­
beitsrechtsprechung geworden. Selbst wenn das Kreis­
gericht der Auffassung gewesen sein sollte, der ur­
sprünglich auf Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz­
buches gestützte Grundsatz könne nach dem Inkraft­
treten des Gesetzbuches der Arbeit nicht mehr ange­
wandt werden, hätte es sich in seinem Urteil damit aus­
einandersetzen und die Gründe dafür darlegen müssen. 
Nur hierdurch hätte es die rechtliche Problematik des 
Falles erschöpfend behandelt und seine Entscheidung 
ausreichend begründet. Offenbar hat das Kreisgericht 
jedoch diese Problematik nicht erkannt und ist deshalb 
zu einer unrichtigen Entscheidung gekommen.
Das Recht auf jährlichen Urlaub zum Zwecke der Er­
holung ist ein Grundrecht der Werktätigen in der Deut­
schen Demokratischen Republik (Art. 16 Abs. 1 Verfas­
sung; §2 Abs. 3 in Verbindung mit §79 Abs. 1 GBA). 
Dieses Recht wird Bestandteil des Arbeitsrechtsver­
hältnisses zwischen dem Werktätigen und seinem Be­
trieb. Es begründet einen Anspruch des Werktätigen 
auf bezahlte jährliche Freistellung von der Arbeit zum 
Zwecke der Erholung gemäß den Bestimmungen des 
Urlaubsrechts gegenüber dem Betrieb und eine dem­
entsprechende Verpflichtung des Betriebes gegenüber 
dem Werktätigen. Zur Verwirklichung des Grundrechts 
auf Urlaub und der Verpflichtung des Betriebes aus 
dem Arbeitsrechtsverhältnis hat der Betriebsleiter die 
tatsächlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
der Werktätige seinen Urlaubsanspruch im Urlaubsjahr
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